
Herr Gleß erläuterte zunächst noch einmal kurz die Sitzungsvorlage. 
 
Herr Hatz von der Fraktion DIE LINKE merkte zu der Stellungnahme der Verwaltung an, 
dass bezgl. der lärmtechnischen Beurteilung zum Bebauungsplans Nr. 416 
„Fasanenweg“ diese vom Vorhabenträger eingefordert werden sollte, und nicht lediglich 
deren Vorlage erwartet werden. 
 
Herr Metz von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stimmte dem Vorschlag des 
Herrn Hatz zu.  
Allgemein halte er das Projekt für einen erheblichen Eingriff. Dabei seien die Fragen des 
verbesserten Lärmschutzes für Meindorf sowie die Grünbrücke die beiden Kernpunkte. 
Er bedanke sich bei der Verwaltung für die Erstellung der Vorlage und bei den anderen 
Fraktionen, dass man hier zu einem guten Ergebnis gekommen sei. Das Vorhaben 
bedeute für diejenigen, welche in unmittelbarer Nähe einer solchen Hauptverkehrsachse 
lebten, einen erheblichen Eingriff. 
Er bitte die Verwaltung, sobald ein Erörterungstermin feststehe, die Fraktionen noch 
einmal zusammenzubringen, um das weitere Vorgehen zu beraten. 
 
Herr Koukoulos von der SPD-Fraktion stimmte dem Formulierungsvorschlag von Herrn 
Hatz ebenfalls zu. Allerdings müsse es dann auch im nächsten Abschnitt heißen: „Die 
Stadt fordert deshalb eine Verlängerung der aktiven Lärmschutzanlagen bis zur 
Landwirtschaftsbrücke.“ 
 
Der Ausschussvorsitzende stellte fest, dass sicherlich sämtliche Formulierungen dieser 
Art in eine Forderung umgewandelt werden sollten. Er bat die Verwaltung daher um eine 
entsprechende Änderung an den infrage kommenden Stellen in der Stellungnahme. 
 
Dies sagte Herr Gleß zu. 
 
Frau Feld-Wielpütz sagte namens der CDU-Fraktion, dass man sich diesem Vorgehen 
anschließen könne. 
Sie bedanke sich ausdrücklich bei der Verwaltung. Die interfraktionelle Sitzung sei sehr 
gut verlaufen. Sie bedanke sich ebenfalls bei den anderen Fraktionen sowie beim 
Ausschussvorsitzenden für die gute und ergebnisorientierte Zusammenarbeit. 
 
Der Ausschussvorsitzende bedankte sich ebenfalls bei den Fraktionen für die gute 
Zusammenarbeit in der interfraktionellen Sitzung. 
 


